
Unter das Motto „Arbeit neu den-
ken und gestalten“ stellt die DIE
LINKE im Thüringer Landtag ihre Ar-
beitsmarktpolitik im Jahre 2013.
Angesichts einer Arbeitswelt im
Wandel, welche nach Jahren des
neoliberalen Kahlschlags und des
unvermeidbaren und gerade erst
beginnenden sozial-ökologischen
Umbaus unserer Gesellschaft zu
konstatieren ist, wird sich die Frak-
tion vielen Fragestellungen wid-
men.

Wie können neue Wege gegangen
werden, um die Widersprüche von wirt-
schaftlichem Wachstum, ökologischer
Nachhaltigkeit und sozialer Gerechtig-
keit zu überwinden? Welche Konzepte
sind im Sinne dieser Entwicklungen zu
hinterfragen und welche Regeln und
Rahmenbedingungen muss die Politik
aufstellen, um zu einer ökologisch ver-
träglichen und zugleich sozialeren Welt
zu kommen?

Mit einer Fachkonferenz am 12. April
im Landtag wird sich DIE LINKE diesen
Themen nähern. Dabei soll es schwer-
punktmäßig um die Zukunftsfähigkeit
des Projektes Öffentlicher Beschäfti-
gungssektor gehen, der als drittes Seg-
ment zwischen Markt und Staat dabei
helfen kann, notwendige gesellschaftli-
che Arbeit gerade auch in Bereichen
des sozial-ökologischen Umbaus zu be-
wältigen und dabei viele neue existenz-
sichernde und sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze zu schaffen.
Andererseits sollen weitere Chancen
eines sozial-ökologischen Umbaus her-
ausgearbeitet werden, vor allem wenn
diese mit dem Konzept der Guten Ar-
beit verknüpft werden. 

Projekte des sozial-ökologischen
Umbaus in Thüringen

Denn gerade als LINKE fordern wir,
dass von der Hartz-IV-Logik („Arbeit
um jeden Preis“) endlich abgewichen
wird, um für Menschen Perspektiven
und Entwicklungsmöglichkeiten zu
schaffen. In diesem Sinne wird zusätz-
lich unter dem Motto „Thüringen sozial
und ökologisch – Best Practice auf der
Spur“ eine Landes-Tour stattfinden, um
sich erfolgreiche Projekte des sozial-
ökologischen Umbaus im Freistaat an-
zuschauen und einer breiteren Öffent-
lichkeit vorzustellen. Darüber hinaus
wird sich die Fraktion mit einer Reihe
weiterer Vorhaben in laufende Debat-
ten einbringen oder diese im Freistaat
Thüringen anstoßen. 

Mehr als ein Drittel der Beschäftig-
ten in Thüringen sind in prekären Ar-
beitsverhältnissen tätig. Vielen bleibt
keine andere Wahl, sie sind beispiels-
weise gezwungen, nur in Teilzeit arbei-
ten zu können. Leiharbeit und Befri-
stung sind nicht weniger problema-
tisch, weil sie für die Betroffenen kei-
nerlei sichere Zukunftsperspektive mit
sich bringen. Gerade junge Menschen

brauchen aber sichere Aussichten,
wenn sie beispielsweise Familien grün-
den möchten. Mini- und Midi-Jobs sind
zudem im Billiglohnland Thüringen für
viele Menschen kein Zuverdienst, son-
dern die einzige berufliche Einnahme-
quelle. Das bedeutet nichts anderes,
als dass sie zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes zusätzlich mit Hartz IV auf-
stocken müssen. Also subventioniert
der Staat mit Steuergeldern Niedri-
glöhne. Prekäre Beschäftigung gefähr-
det unser Zusammenleben. Sie produ-
ziert gesellschaftliche Ausschlüsse für
viele Menschen, die „dank“ dieser Ent-
wicklung arm trotz Arbeit sind. DIE
LINKE wird dies weiterhin vehement
bekämpfen und fordert „ Gute Arbeit
für alle Menschen“!

Antrag zur Gleichstellung 
von Genossenschaften 

Ein Schwerpunkt in diesem Jahr ist
für die Landtagsfraktion die Situation
von (benachteiligten) Jugendlichen am
Thüringer Ausbildungs- und Arbeits-
markt. Medienberichten zufolge waren
vorwiegend junge Menschen unter 25
Jahren von der Sanktionspolitik der
Jobcenter im vergangenen Jahr betrof-
fen. Dies verweist auf ein erschrecken-
des Maß von Perspektivlosigkeit und
Frustration bei den Betroffenen, han-
delt es sich doch oft um Meldever-
säumnisse, die zu teils enormen Kür-

Motto: „Arbeit neu
denken und gestalten“

„Die Thüringer Neonazis aus dem
Unterstützer-Umfeld von NSU-Hel-
fer Ralf Wohlleben planen das
nächste Rechtsrock-Festival mit
mehreren Hundert Teilnehmern“,
informiert MdL Katharina König,
mit Verweis auf die Antwort der
Landesregierung auf ihre Anfrage.
Der 12. so genannte „Thüringentag
der nationalen Jugend“ soll am 8.
Juni in Kahla stattfinden. Die Ver-
antwortlichen stammen aus der
neonazistischen Kameradschafts-
szene von Saalfeld bzw. Kahla. Sie
sind der Abgeordneten auch im Zu-
sammenhang mit gewalttätigen
Übergriffen bekannt geworden. Der
Anmelder wurde erst am 6. Juni
2012 mehrere Tage wegen Vorbe-
reitung einer schweren staatsge-
fährdenden Gewalttat verhaftet. 

„Mit solchen rechten Konzertver-
anstaltungen versucht die Szene,
über braune Erlebniskultur nicht
nur Nachwuchs zu rekrutieren und
neonazistische Ideologie zu verfe-
stigen, sondern auch Gelder zu er-
wirtschaften“, konstatiert die Ab-
geordnete der LINKEN. 

„Vor dem Hintergrund, dass Kah-
la seit Jahren ein Schwerpunkt von
neonazistischen Aktivitäten, Sprü-
hereien und Übergriffen ist und
mittlerweile auch eine Reihe von
Neonazis aus dem Umfeld des
,Braunen Haus Jena' in die Klein-
stadt verzogen sind, hoffe ich, dass
sich auch vor Ort viele Menschen
des Problems endlich bewusst wer-
den und sich den Neonazis auch
bei dem Rechtsrock-Festival konse-
quent in den Weg stellen“, so Ka-
tharina König.                                    

Mit Fachkonferenz und einer Thüringen-Tour arbeitsmarktpolitische Zeichen setzen
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Rechtsrock-Festival

Weniger Arbeitslose - „aber zu welchem Preis!?“

Hochschulpakt

„Trotz eines neuen Thüringer
Hochschulpakts gibt es keine Aus-
finanzierung der Einrichtungen“,
sagt MdL Dr. Karin Kaschuba. We-
gen der anhaltend steigenden Stu-
dierendenzahlen bei annähernd
gleichbleibendem Personalbe-
stand, der unberücksichtigten Ta-
rifsteigerungen und der galoppie-
renden Kosten bei der Bewirt-
schaftung stehen die Hochschulen
immer wieder vor schwierigen Si-
tuationen, so die LINKE Abgeord-
nete  auch mit Verweis auf einen
drohenden Stellenabbau. 

Die Appelle von Wissenschafts-
minister Matschie, der Bund müs-
se mehr zur Finanzierung herange-
zogen werden, seien zwar richtig,
aber es solle nicht vergessen wer-
den, dass gerade unter der Regie-
rungsverantwortung der Sozialde-
mokraten im Bund, als Herr Mat-
schie Staatssekretär war, diese
Säule im Zuge der Föderalismusre-
form fast weggebrochen ist. „Es
bleibt die Verantwortung des Mini-
sters, für eine bessere Ausstattung
der Hochschulen zu sorgen“, be-
tonte die Abgeordnete.                

zungen im Leistungsbezug führen. Wir
werden uns deshalb mit einer Reihe
von Angeboten speziell für diese Ziel-
gruppe befassen und u.a. die Einfüh-
rung von Produktionsschulen fordern,
ein Modell, das in vielen Bundeslän-
dern erfolgreich bei Schulverweigern
eingesetzt wurde. Zudem wird es einen
Antrag zur fairen Vergütung von Prakti-
ka geben, um das Lohndumping bei
ausgebildeten Fachkräften, gerade bei
Absolventen von Hochschulen, auszu-
bremsen. 

Einen Antrag zur Gleichstellung von
Genossenschaften mit anderen Unter-
nehmensmodellen werden wir schon
im ersten Quartal vorlegen, denn Ge-
nossenschaften sind trotz ihrer hohen
gesellschaftlichen Funktion gerade bei
der Ausreichung von Fördermitteln
durch beispielsweise die Thüringer
Aufbaubank immer noch benachteiligt.
Im Laufe des Jahres wird zudem das
Thema Arbeits- und Gesundheits-
schutz, auch in Reaktion auf einige
schlimme Vorfälle in 2012, eine ver-
stärkte Rolle spielen. 

2013 wird ein Jahr mit vielen Initiati-
ven in verschiedensten Bereichen für
DIE LINKE werden. Dabei zählt für uns
wie immer in erster Linie eine Bot-
schaft – nah bei den Menschen, ihren
Problemen, Forderungen und Wün-
schen zu sein. 

Thomas Völker 

Beim nun schon traditionellen Pressegespräch der Linksfraktion im Thürimnger
Landtag zum Jahresauftakt, in dessen Mittelpunkt Arbeit und Arbeitsmarktpolitik
stehen, musste die Abgeordnete Ina Leukefeld „Wasser in den leicht trüben Wein
gießen“. Bei näherer Betrachtung erweisen sich die Erfolgsmeldungen als trüge-
risch, ist zwar die Arbeitslosigkeit rückläufig, „aber zu welchem Preis!?“, so die rhe-
torische Frage der arbeitsmarktpolitischen Sprecherin der Linksfraktion gegenüber
den Journalisten am 4. Januar. 

Sie präsentierte u.a. eine Grafik, die verdeutlichte, dass mindestens 35 Prozent
der Arbeitsverhältnisse in Thüringen prekäre Beschäftigung sind, häufig Leiharbeit
sowie Mini- und Midijobs. „Ein flächendeckender und vor allem Existenz sichernder
Mindestlohn muss jetzt endlich her“, lautete die Forderung der Arbeitsmarktpoliti-
kerin, die zugleich betonte, dass die LINKE in diesem Jahr einen Schwerpunkt ihres
Engagements auf den sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft legt.


